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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Auch der neuerliche Versuch einer Aufstockung des Bundesrates nahm letztlich ein
abruptes Ende. Nach einer längeren Debatte entschied sich der Nationalrat für
Nichteintreten und versenkte damit das Anliegen, mit welchem vor allem auch eine
bessere Vertretung der Sprachregionen angestrebt werden sollte. Eben diese
sprachliche Repräsentation war Gegenstand der meisten Voten, die für ein Eintreten
plädierten. Marco Romano (cvp, TI) wies etwa darauf hin, dass nach dem Rücktritt von
Flavio Cotti, am 30. April 1999, die italienische Amtssprache seit fast einer Generation
nicht mehr in der Regierung vertreten sei. Diesem gewichtigen Argument standen
freilich zahlreiche Gegenpositionen gegenüber: Die effizientere Funktion der
Kollegialbehörde mit sieben statt neun Mitgliedern; die Angst vor einem Staatsausbau,
der mit hohen Mehrkosten verbunden wäre; die ablehnende Haltung der meisten
Parteien und Kantone, welche in der Vernehmlassung zum Entwurf immer deutlicher
werde und insbesondere die ablehnende Haltung der aktuellen Regierungsmitglieder
selber wogen letztlich schwerer. Auch der von den Grünen eingebrachte Aspekt, dass
mit einer grösseren Zahl der Exekutivmitglieder zugleich die Vertretung von Frauen
adäquater würde, verfing nicht. Eine relativ knappe Mehrheit von 97 zu 88 Stimmen
(keine Enthaltung) folgte diesbezüglich wohl auch dem Einwurf von Bundesrätin
Sommaruga, dass adäquate Repräsentation letztlich vom Willen der Wahlgremien
abhängig sei und nicht institutionell abgesichert werden müsse. Gegen Eintreten waren
die fast geschlossene SVP-Fraktion – einzig die beiden Tessiner Lega-Mitglieder
Roberta Pantani und Lorenzo Quadri sprachen sich für Eintreten aus –, ein Grossteil
der FDP-Fraktion (22 von 27 Stimmen) und die Hälfte der CVP-Fraktion. Die Stimmen
der geschlossenen Fraktionen der GP, der SP, der GLP und der BDP reichten also nicht,
um das Geschäft überhaupt zu beraten. Die Forderung nach einer Aufstockung des
Bundesrates wird damit wohl wieder eine Weile von der Bildfläche verschwinden –
nicht aber die Diskussionen um die adäquate Vertretung von Minderheiten in der
Exekutive. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2016
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Bundesratswahl von Ignazio Cassis wurde die mehrfache
Staatszugehörigkeit zum Thema. Cassis, der sowohl Bürger der Schweiz als auch von
Italien ist bzw. war, gab im Vorfeld seiner Wahl seinen italienischen Pass ab. Die
Diskussion um diesen Schritt nahm Lorenzo Quadri (lega, TI) zum Anlass, mit einer
Motion die Doppelbürgerschaft für Bundesrätinnen und Bundesräte sowie für
Bundesangestellte mit Beziehungen zum Ausland zu verbieten. Seit 1992 ist es in die
Schweiz eingebürgerten Personen erlaubt, die Bürgerschaft ihres Herkunftslandes zu
behalten. Quadri machte die Gefahr fehlender Loyalität von politisch für die Schweiz
tätigen Doppelbürgerinnen und Doppelbürgern für seinen Vorstoss geltend.
Loyalität sei eine Frage der inneren Haltung und nicht von Gesetzen, gab Bundeskanzler
Thurnherr in der Ratsdebatte zu bedenken. Das Argument Quadris, dass etwa in
Australien – wie die Schweiz ein Einwanderungsland – ein solches Verbot bestehe,
konterte Thurnherr mit der Bemerkung, dass es in Australien ein Gesetz gebe, dass
Barbesitzer verpflichte, auch Pferde zu bedienen. Nur weil es dieses Gesetz in
Australien gebe, müsse es ja nicht in der Schweiz eingeführt werden. Der Vorstoss
Quadris wurde schliesslich von lediglich 40 Mitgliedern der SVP-Fraktion unterstützt
und mit 129 Gegenstimmen bei 2 Enthaltungen versenkt. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2017
MARC BÜHLMANN

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Marco Chiesa (svp, TI), dass nur
Bundesrätin oder Bundesrat werden darf, wer ausschliesslich die Schweizer
Staatsbürgerschaft besitzt. Ein Regierungsmitglied müsse der Schweiz stark verbunden
sein, argumentierte er. Insbesondere im Falle des Aussenministers oder der
Aussenministerin könne eine Doppelbürgerschaft zu Interessenkonflikten führen. Damit
dies nicht passiere, müsse die Bundesverfassung geändert werden, um von einem
Regierungsmitglied verlangen zu können, dass es die Staatsbürgerschaft eines anderen
Landes ablegt.  
Die SPK-NR begründete ihren mit 13 zu 9 Stimmen gefällten Mehrheitsentscheid, der
Initiative keine Folge zu geben, mit den rund 20 Prozent in der Schweiz lebenden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2018
MARC BÜHLMANN
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Doppelbürgerinnen und Doppelbürgern, die – obwohl stimmberechtigt – die
Wählbarkeit in die Regierung verlieren würden. Es bestehe kein Anlass, an der Loyalität
von Personen mit doppelter Staatsbürgerschaft zu zweifeln. Würde man der
Argumentation der parlamentarischen Initiative konsequent folgen, dann müsste sie für
zahlreiche Berufe ausgedehnt werden, die mit der Ausführung staatlicher
Hoheitsrechte beauftragt seien (Grenzschützende, Zoll-, Sicherheits- und
Migrationsbeamte, etc.). 
Die Frage, ob Bundesratsmitglieder Bürgerin oder Bürger mehrerer Staaten sein dürfen,
war schon im Rahmen der Bundesratswahl von Ignazio Cassis virulent diskutiert worden
und hatte bereits in eine Motion Quadri (lega, TI; Mo. 17.3724) gemündet, die eine
ähnliche Stossrichtung verfolgte. Genauso wie die Motion Quadri scheiterte auch die
parlamentarische Initiative Chiesa. Diese hatte im Nationalrat keine Chance und wurde
mit 125 zu 64 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Lediglich die geschlossene SVP
hatte sich für Folge geben ausgesprochen. 3

1) AB NR, 2016, S. 1635ff.; Pa.Iv. 13.443 (Abstimmung); NZZ, 2.12.15, 27.9.16; AZ, CdT, LT, NZZ, TG, 28.9.16
2) AB NR, 2017, S. 2091 f. ; LZ, 13.12.17
3) AB NR, 2018, S. 2109 ff.; Bericht SPK-NR vom 2.11.2018
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